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159. Ortsgesetz über eine Veränderungssperre nach 
dem Baugesetzbuch für ein Gebiet in Bremen- 

Blumenthal für das Grundstück Lüssumer Straße 105 
(Flurstück 421/16, VR Flur 148/1)

Vom 31. Januar 2012

	 Der Senat verkündet das nachstehende, von der 
Stadtbürgerschaft aufgrund des § 14 Absatz 1 und des 
§ 16 Absatz 1 des Baugesetzbuches in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.  September 2004 (BGBl. I  
S. 2414), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
22. Juli 2011 (BGBl. I. S. 1509) geändert worden ist, 
beschlossene Ortsgesetz:

§ 1

Planbereich

	 Zur Sicherung der Planung wird für den im Über-
sichtsplan vom 16. August 2011 dargestellten Planbe-
reich für das Grundstück Lüssumer Straße 105 (Flur-
stück 421/16, VR Flur 148/1) in Bremen-Blumenthal 
eine Veränderungssperre festgesetzt.

§ 2

Inhalt der Veränderungssperre

	 Die Veränderungssperre nach § 1 hat zum Inhalt, 
dass

	 1.	� Vorhaben im Sinne des § 29 des Baugesetzbu-
ches nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen 
nicht beseitigt werden dürfen;

	 2.	� erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Ver-
änderungen von Grundstücken und baulichen 

Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmi-
gungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtig 
sind, nicht vorgenommen werden dürfen.

Ausnahmen von der Veränderungssperre können nach 
Maßgabe des § 14 Absatz 2 des Baugesetzbuches er-
teilt werden.

§ 3

Übersichtsplan

	 Eine Ausfertigung des Übersichtsplanes liegt in der 
Plankammer des Bauamtes Bremen-Nord zu jeder-
manns Einsicht aus.

§ 4

Inkrafttreten

	 Dieses Ortsgesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft.

	 Bremen, den 31. Januar 2012

� Der Senat

Grundsätze für die Organisationsstruktur und  
Geschäftsverteilung der Verwaltung der Freien  
Hansestadt Bremen (Land und Stadtgemeinde)  

– Organisationsgrundsätze

Vom 17. Januar 2012

	 Der Senat beschließt die Grundsätze für die Organi-
sationsstruktur und Geschäftsverteilung der Verwal-
tung der Freien Hansestadt Bremen (Land und Stadt-
gemeinde) in der nachstehenden Fassung:

Dieser Nummer liegen das Titelblatt
5    und Sachregister 2011 bei.    1
Bitte sofort entnehmen für die Sammlung.
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1.		 Zweck der Organisationsgrundsätze

		�  Mit den Organisationsgrundsätzen wird der Rah-
men für den Aufbau der bremischen Verwaltung 
(Land und Stadtgemeinde) festgelegt. Dabei sind 
eine zweckmäßige und wirtschaftliche Verwal-
tungsarbeit sowie ein hohes Maß an Steuerungs- 
und Koordinationsfähigkeit zentrale Maßstäbe.

		�  Neben stabilen Grundstrukturen des Verwaltungs-
aufbaus soll auch Spielraum für laufende organisa-
torische Anpassungen an veränderte Aufgaben-
stellungen oder temporäre Aufgabenwahrneh-
mung verbleiben.

		�  Die Grundprinzipien der Organisation, Organisa
tionsbezeichnungen und Maßstäbe für die Bildung 
von Organisationseinheiten werden durch die Or-
ganisationsgrundsätze dienststellenübergreifend 
geregelt.

2. 	� Ziele und Rahmenbedingungen der Verwaltungs-
organisation

		�  Veränderte Dienstleistungserwartungen, demo-
graphischer Wandel und eine anhaltende Ressour-
cenknappheit werden auch in den nächsten Jah-
ren Trends sein, die sich auf die Verwaltungsarbeit 
auswirken. Auf Basis stabiler Grundstrukturen 
wird sich die Verwaltung immer kurzfristiger an 
veränderte Aufgabenstellungen anpassen müssen. 
Dabei muss ein ausgewogenes Maß an wirtschaft-
licher Eigenverantwortung der Organisationsein-
heiten und einer wirksamen (politischen) Gesamt-
steuerung gewährleistet werden.

		�  Die Organisation der Aufgabenerledigung und Ar-
beitsteilung soll ein hohes Maß an wirtschaftlicher, 
fachlicher und rechtlicher Eigenverantwortung auf 
allen Bearbeitungsebenen ermöglichen. Die Struk-
turen und Abläufe in der bremischen Verwaltung 
sollen bürgerorientiertes und kostenbewusstes Ar-
beiten unterstützen und für Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter die Motivation fördernde Anreize, eine 
hohe Arbeitszufriedenheit und Beteiligungsmög-
lichkeiten bieten.

3. 	 Grundsätze der Organisation

		  – �Kernaufgaben werden in der Regel durch die 
Dienststellen und Eigenbetriebe der Kernverwal-
tung erbracht. In privater Rechtsform – bei Ge
währleistung der (politischen) Gesamtsteuerung – 
werden Aufgaben nur erledigt, soweit dies nach-
weisbar wirtschaftlich vorteilhafter oder aus 
rechtlichen Gründen erforderlich ist.

		  – �Personenorientierte Dienstleistungen werden so-
weit dies wirtschaftlich und inhaltlich sinnvoll 
sowie rechtlich möglich ist, adressatenorientiert 
gebündelt (z. B. Erledigung des telefonischen 
Erstkontakts zur bremischen Verwaltung durch 
das Bürger-Telefon-Bremen). 

		  – �Gleichartige interne Verwaltungsdienstleistun-
gen (z. B. Personalverwaltung, Einkauf/Beschaf-
fung etc.) werden grundsätzlich nicht auf der Ebe-
ne der Dienststellen organisiert, sondern in fach-
lich und wirtschaftlich leistungsfähigen Organisa-
tionseinheiten (Service Center) zusammengefasst. 
Je nach Aufgabenstellung und ‑volumen können 
solche Service Center bei sehr großen Dienststel-

len, in den senatorischen Behörden für gesamte 
Ressortbereiche oder an zentraler Stelle ressort
übergreifend eingerichtet werden. Ungeachtet 
der Bündelung operativer Aufgaben wird die de-
zentrale Ressourcenverantwortung der Dienststel-
len beibehalten. 

		�  – �Bei der Organisation der Aufgabenerbringung 
steht eine weitgehende Produkt-, Ergebnis- und 
Prozessverantwortung auf allen Hierarchieebe-
nen im Mittelpunkt. 

		  – �Organisationseinheitenübergreifende Aufgaben 
können auch außerhalb der Linienorganisation 
wahrgenommen werden (z. B. Projekt-Gruppen, 
Matrixorganisation, ...).

		  – �Für gebündelte und organisationsübergreifende 
Aufgaben werden klare Verfahrensverabredun-
gen zwischen allen beteiligten Organisationsein-
heiten getroffen.

		  – �Die Dienststellen verwenden einheitliche Be-
zeichnungen für Organisationseinheiten und 
-kennzeichen. Leitungsspannen, organisationale 
Differenzierungen und organisatorische Sonder-
formen (z. B. Stabstellen) werden nach einheit
lichen Maßstäben festgelegt.

4.		 Organisatorische Definitionen

4.1 	Organisationseinheiten

		�  In Dienststellen können als Organisationseinheiten 
Referate, Abteilungen und Stabseinheiten gegrün-
det werden. Darüber hinaus können für befristete 
Aufgaben Projektgruppen eingerichtet werden. 

		�  Bei Referaten mit großen Leitungsspannen (>15 Mit
arbeiterinnen und Mitarbeiter) und heterogenen 
Arbeitsaufgaben kommt die Bildung von Teams 
mit unterschiedlichen Fachaufgaben in Betracht.

		�  In Ausnahmefällen ist in sehr großen Aufgabenbe-
reichen (>15 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter) mit 
gleich ausgerichteten Tätigkeiten auch die Bil-
dung von Abschnitten möglich.

		�  Die Leitungen der jeweiligen Organisationseinhei-
ten tragen die Verantwortung für die Aufgabener-
bringung zur Erfüllung der Zielvorgaben der 
Dienststellenleitung und für die Grundsatzfragen 
ihrer Organisationseinheit. Sie sind weisungsbe-
rechtigt gegenüber den ihnen zugeordneten Be-
schäftigten und leiten Anregungen und Informa-
tionen der Ausführungsebene an die nächste Ent-
scheidungsebene weiter.

		�  Leitungskräfte nehmen gegenüber Ihren Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern Aufgaben der Führung 
und Personalentwicklung wahr.

		�  Um die Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu 
fördern, können Leitungsaufgaben, wo geeignet, 
von zwei Person (mit in der Regel zusammen nicht 
mehr als einem Beschäftigungsvolumen) wahrge-
nommen werden.

4.2	Referat

		�  Die wesentlichen Organisationseinheiten in den 
Dienststellen sind die Referate. Sie sind jeweils für 
einen definierten und abgegrenzten Aufgabenbe-
reich zuständig. Jede Aufgabe einer Dienststelle 
ist jeweils einem Referat eindeutig zugeordnet.
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		�  Ein Referat besteht in der Regel aus der Referats-
leitung und mehreren Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern. Die den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern zugewiesenen Zuständigkeiten und Verant-
wortungen werden in den Geschäftsverteilungs-
plänen der Referate klar definiert. Dabei werden 
Aufgabe, Kompetenz und Verantwortung auf der 
Mitarbeiterinnen- und Mitarbeiterebene zusam-
mengeführt.

		�  Grundsätzlich gehören Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter nur einem Referat an.

		�  Wenn innerhalb von Referaten für bestimmte Auf-
gabenbereiche Teams gebildet werden, können 
bestimmte Koordinierungsfunktionen von der Re-
feratsleitung an einzelne Teammitglieder delegiert 
werden. Mit einer Teamsprecherfunktion ist keine 
statusmäßige Differenzierung verbunden.

4.3	Abteilung

		�  Referate, deren Aufgaben in einem sachlichen Zu-
sammenhang stehen, werden in Abteilungen zu-
sammengefasst. Eine Abteilung besteht in der Re-
gel aus mindestens fünf Referaten. Sie wird von 
einer Abteilungsleitung geleitet. 

4.4	Abwesenheitsvertretung / Stellvertretung

		�  Die Abwesenheitsvertretung bzw. Stellvertretung 
einer Abteilungsleitung wird im Geschäftsvertei-
lungsplan ausgewiesen und grundsätzlich von ei-
ner Referatsleitung aus der jeweiligen Abteilung 
wahrgenommen.

		�  Die Abwesenheitsvertretung bzw. Stellvertretung 
einer Referatsleitung wird von einer Mitarbeiterin/
einem Mitarbeiter des Referats bzw. im Ausnah-
mefall von einer anderen Referatsleitung wahrge-
nommen. Sie ist ebenfalls im Geschäftsvertei-
lungsplan auszuweisen.

4.5	Dienststelle

		�  Senatorische Dienststellen sind die Behörden der 
Mitglieder des Senats. In den senatorischen Dienst-
stellen werden Aufgaben der Freien Hansestadt 
Bremen (in der Regel „ministerielle Aufgaben“) so-
wie ausgewählte operative Aufgaben (z. B. dienst-
stellenübergreifende Serviceaufgaben) wahrge-
nommen.

		�  Zugeordnete Dienststellen sind Einrichtungen und 
Ämter, die zum Geschäftsbereich der Senatsres-
sorts gehören und schwerpunktmäßig Durchfüh-
rungsaufgaben wahrnehmen.

4.6	Stabseinheiten

		�  Für Aufgaben, die einen besonderen Bezug zur 
Leitungsebene der Dienststellen (Senatorinnen/
Senatoren, Staatsrätinnen/Staatsräte, Dienststel-
lenleiterinnen/Dienststellenleiter) haben, können 
Stabseinheiten eingerichtet werden. Stabseinhei-
ten können aus einer oder mehreren Stellen beste-
hen. Sofern in einer Stabsstelle Leitungs-/Füh-
rungsaufgaben anfallen, werden diese in der Re-
gel von einer/einem geeigneten Stabsstellenbe-
schäftigten neben den fachlichen Aufgaben erle-
digt.

		�  Umfangreiche fachliche Aufgaben mit besonde-
rem Bezug zur Leitungsebene oder mit übergeord-

neter Bedeutung für die gesamte Dienststelle kön-
nen auch in abteilungsfreien Referaten organisiert 
werden.

4.7	Projekt- und Arbeitsgruppen

		�  Fach- und organisationsübergreifende Aufgaben, 
die temporär und mit einem definierten Auftrag 
außerhalb des „Tagesgeschäfts“ zu erledigen sind, 
können von Projektgruppen wahrgenommen wer-
den.

		�  Bei grundlegenden Organisationsentwicklungs-
prozessen kommt dabei die Dienstvereinbarung 
über Grundsätze und Verfahren zur Beschäftigten-
beteiligung zur Anwendung.

5.		 Dokumentation der organisatorischen Gliederung

5.1	Organisationskennziffern

		�  Um die organisationale Gliederung der Verwal-
tung übersichtlich und gleichartig zu gestalten so-
wie Aufgabenzuordnungen unabhängig von Per-
sonen vorzunehmen, werden die Organisations-
einheiten mit fortlaufenden dezimalen Ordnungs-
ziffern in folgender Weise versehen:

		  Senatorin/Senator = „S“

		�  Staatsrätin/Staatsrat = „SV“, ggf. gefolgt von einer 
Dezimalziffer

		�  Abteilung = eine Dezimalziffer; Abteilung Innere 
Dienste i. d. R. „1“ oder auch „Q“, „Z“

		  Referatsleitung/Referat = zwei Dezimalziffern

		  Abschnitte = drei Dezimalziffern

		�  abteilungsfreie Referate = „0“ plus eine weitere 
Dezimalziffer

		�  Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter = Referatskenn-
ziffern plus Bindestrich und eine fortlaufende De-
zimalzahl

		�  Stabsstellen = OKZ der Leitungskraft gefolgt von 
einem Bindestrich und einer fortlaufenden Dezi-
malzahl; dabei „S-1“ für Persönliche Referentin-
nen/Referenten und „S-2“ für Pressesprecherin-
nen/Pressesprecher der/des Senatorin/Senators

		�  Vorzimmerkräfte = Kennziffer der Organisations-
einheit plus „-VZ“

5.2	Verwaltungsgliederungsplan

		�  Die Gliederung der Verwaltung der Freien Hanse-
stadt Bremen (Land und Stadtgemeinde) wird nach 
Senatsressorts (einschl. der den Ressorts zugeord-
neten Dienststellen) entsprechend der jeweils gül-
tigen Geschäftsverteilung im Senat grafisch dar-
gestellt. Abgebildet werden zudem die unabhän-
gigen oder keinem Senatsressort zugeordneten 
Organisationseinheiten (z. B. Rechnungshof, Bre-
mische Zentralstelle für die Verwirklichung der 
Gleichberechtigung der Frau, Landesbeauftragte 
für den Datenschutz und Informationsfreiheit, Ge-
samtpersonalrat).

5.3	Organisationsplan

		�  Jede Dienststelle erstellt einen Organisationsplan, 
der die Zuständigkeiten innerhalb der Dienststelle 
abbildet.

		�  Der Organisationsplan stellt den formalen Aufbau 
der Dienststelle in grafischer Form dar. Er zeigt die 
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hierarchische Gliederung in Organisationseinhei-
ten bis zur Ebene der Referate.

		�  Die im Organisationsplan ausgewiesenen Organi-
sationseinheiten werden mit 

		  – textlichen Kurzbezeichnungen, 

		�  – �zur besseren und schnelleren Übersicht mit Or-
ganisationskennziffern und

		  – mit den Namen der Leitungen versehen.

5.4	Geschäftsverteilungsplan

		�  Jede Dienststelle erstellt für ihren Bereich einen 
Geschäftsverteilungsplan. Darin werden den Be-
schäftigten in den Organisationseinheiten Aufga-
ben und Verantwortlichkeiten zugeordnet.

		�  Ausgangspunkt für die Geschäftsverteilung sind 
die Aufgaben und Ziele der Organisationseinheit 
– nicht einzelne Tätigkeiten und Verrichtungen 
von Stellen-/Dienstposteninhaberinnen und -inha-
bern.

		�  Der Geschäftsverteilungsplan einer Dienststelle 
enthält die folgenden Angaben:

		  – Organisationskennziffer,

		  – �Prägnante, auf 3-5 Spiegelstriche konzentrierte 
Aufgabenbeschreibung je Mitarbeiterin und Mit
arbeiter,

		  – Eindeutige Zuordnung (Name)1,

		  – �Jede Mitarbeiterin und jeder Mitarbeiter ist in 
der Regel nur einer Organisationseinheit und ei-
nem oder einer unmittelbaren Vorgesetzten zu-
geordnet,

		   – �Eindeutige Vertretungsregelung für jede Mitar-
beiterin und jeden Mitarbeiter.

5.5	� Verteilung/Sammlung der Organisations- und 
der Geschäftsverteilungspläne

		�  Zugeordnete Dienststellen leiten bei organisatori-
schen Anpassungen ihren senatorischen Dienst-
stellen die Entwürfe ihrer Organisationspläne zu-
sammen mit den Geschäftsverteilungsplänen zur 
Stellungnahme zu. Eventuelle Einwände werden 
mit den zugeordneten Dienststellen erörtert. 

		�  Die senatorischen Dienststellen leiten die Organi-
sationspläne für ihren Geschäftsbereich nach jeder 
Aktualisierung der Senatorin für Finanzen zu, tra-
gen Gewähr für die Einhaltung der Organisations-
grundsätze und dokumentieren eventuelle Abwei-
chungen von den Organisationsgrundsätzen.

6.		 Geltungsbereich

		�  Diese Grundsätze gelten für die Dienststellen der 
Freien Hansestadt Bremen (Land und Stadtge-
meinde).

		�  Die Verwaltung der Bremischen Bürgerschaft, der 
Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen, die 
Landesbeauftragte für den Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit, die Bremische Zentralstelle für die 
Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau 
und die Hochschulen sind gebeten, sich an diesen 
Organisationsgrundsätzen zu orientieren und für 
ihre Bereiche Organisationspläne und Geschäfts-
verteilungspläne in geeigneter Weise aufzustellen.

		�  Für Eigenbetriebe nach § 26 Absatz 2 der Landes-
haushaltsordnung (LHO) legt das für den jeweili-
gen Aufgabenbereich zuständige Mitglied des Se-
nats unter Berücksichtigung dieser Organisations-
grundsätze die Regeln der Organisation fest.

7.		 Übergangs- und Schlussvorschriften

		�  Diese Organisationsgrundsätze sind bei laufenden 
organisatorischen Veränderungen, z. B. bei der 
Fortschreibung des Organisationsplans und des 
Geschäftsverteilungsplans anzuwenden.

		�  Von diesen Grundsätzen kann nur in begründeten 
Einzelfällen abgewichen werden, wenn es die be-
sonderen Verhältnisse einer Dienststelle erfordern 
und hierdurch die mit diesen Grundsätzen ange-
strebten Leitgedanken der organisatorischen Ge-
staltung nicht entscheidend beeinträchtigt wer-
den. Diese Organisationsgrundsätze treten zum 
17. Januar 2012 in Kraft.

		�  Die Grundsätze für die Organisationsstruktur und 
Geschäftsverteilung der Verwaltung der Freien 
Hansestadt Bremen (Land und Stadtgemeinde) – 
Organisationsgrundsätze (OrgGrundsätze) – vom 
1. April 2004 (Brem.ABl. S. 221) sind bereits durch 
Ablauf der Befristung außer Kraft getreten.

	 Beschlossen, Bremen, den 17. Januar 2012

� Der Senat

  

Verfahren bei Feststellung des Erfordernisses  
der Verfassungstreue von Bewerbern  

für den öffentlichen Dienst

	 Der Senat hat mit Beschluss vom 17. Januar 2012 die 
Verwaltungsanordnung über das „Verfahren bei Fest-
stellung des Erfordernisses der Verfassungstreue von Be-
werbern für den öffentlichen Dienst“ vom 14. März 1977 
(Brem.ABl. S. 87), zuletzt geändert durch Verwaltungs-
anordnung vom 27. Februar 1996 (Brem.ABl. S. 130) 
aufgehoben.

	 Bremen, den 17. Januar 2012

� Die Senatorin für Finanzen
1	� ohne Amtsbezeichung bzw. Vergütungsgruppe

Herausgegeben von der Senatskanzlei Bremen, Rathaus – Verlag: Carl Ed. Schünemann KG, Bremen, II. Schlachtpforte 7,
Druck: Girzig+Gottschalk, Hannoversche Straße 64, Bremen


